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Kurzerläuterung 

Im Rahmen der Planungen zur Neustrukturierung des Einzelhandelsstandortes 

"Am Siedlerplatz" wurde festgestellt, dass die für diesen Bereich rechtskräftigen 

Bebauungspläne Mängel aufweisen, die aufgrund fortlaufend ausdifferenzierter 

Rechtsprechung zur Gesamtunwirksamkeit führen. Das gilt sowohl für die 

Ursprungsfassung als auch für die Fassungen der 1. bis 3. Änderung. 

Insbesondere führen folgende Mängel zur Unwirksamkeit der Bebauungspläne: 

 

• Der Bebauungsplan Nr. 9 in seiner Ursprungsfassung enthält eine 

Festsetzung mit dem Inhalt, dass im Gewerbegebiet GE*n nur 

Gewerbebetriebe zulässig sind, die keine störenden Gewerbebetriebe im 

Sinne des § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) sind. Diese Festsetzung 

überschreitet die Grenzen der Ermächtigungsgrundlage gemäß § 1 Abs. 5 und 

Abs. 9 Baugesetzbuch (BauGB). 

Danach kann die planende Gemeinde zwar grundsätzlich feinsteuernde 

Festsetzungen treffen und regeln, dass nur bestimmte Anlagenarten im 

Baugebiet zulässig oder unzulässig sind. Diese Differenzierungsmöglichkeiten 

nach § 1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO reichen aber immer nur soweit, wie es die 

allgemeine Zweckbestimmung des jeweiligen Baugebiets zulässt. 

Gewerbegebiete dienen nach § 8 Abs. 1 BauNVO vorwiegend der 

Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. 

Insoweit ist zwar anerkannt, dass in Gewerbegebieten nach § 1 Abs. 5 BauNVO 

festgesetzt werden kann, dass nur solche Gewerbebetriebe zulässig sind, die 

das Wohnen nicht wesentlich stören im Sinne von § 6 Abs. 1 BauNVO (vgl. 

BVerwG, Beschluss vom 15.04.1987 – 4 B 71/87). 

 

• Die 1. Änderung enthält eine Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung mit 

dem Inhalt, dass im GE die zentrenrelevanten Randsortimente je 

Einzelhandelsbetrieb max. 10 % der Verkaufsfläche, höchstens 800 m² 

Verkaufsfläche, betragen dürfen, wobei je Sortiment eine Verkaufsfläche von 

200 m² nicht überschritten werden darf. Diese Festsetzung kann nicht auf 

eine Ermächtigungsgrundlage zurückgeführt werden. 

Die nach § 1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO bestehenden 

Differenzierungsmöglichkeiten müssen sich stets auf einen Anlagentyp 

beziehen, der in der sozialen und ökonomischen Realität bereits vorhanden 
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ist. Eine Befugnis, neue Anlagenarten zu erfinden, steht der Gemeinde 

dagegen nicht zu (vgl. BVerwG, Beschluss vom 26.07.2011 – 4 BN 9/11). 

Gemessen daran ist die Anknüpfung an das Randsortiment zur 

Differenzierung zwischen zulässigen und nicht zulässigen Anlagenarten nicht 

geeignet. Es ist definitionsgemäß dem Hauptsortiment untergeordnet und 

kann einen Anlagentypen daher nicht in einer Weise charakterisieren, dass 

allgemein von einer Nutzungsunterart im Sinne von § 1 Abs. 9 BauNVO 

gesprochen werden kann (vgl. OVG NRW, Urteil vom 21.09.2020 – 10 D 

59/18.NE). 

 

• Die 3. Änderung enthält eine Festsetzung mit dem Inhalt, dass nur ein 

Lebensmittel- und Getränkemarkt zulässig ist. Für eine derartige 

zahlenmäßige Beschränkung gibt es keine Ermächtigungsgrundlage. Die 

nummerische Beschränkung zulässiger Anlagen trägt weder zur 

Zweckbestimmung des Sondergebiets noch zur Beschreibung bestimmter 

Anlagenarten etwas bei. Sie ist der BauNVO insgesamt systemfremd (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 17.10.2019 – 4 CN 8.18). 

 

Die vorhandenen Mängel führen jeweils zur Gesamtunwirksamkeit des 

Bebauungsplans in der jeweils maßgeblichen Fassung. Es kann nicht davon 

ausgegangen werden, dass der Stadtrat den Bebauungsplan in der jeweiligen 

Fassung auch ohne die jeweils fehlerhaften Festsetzungen beschlossen hätte (vgl. 

zu den Maßstäben für die Gesamtunwirksamkeit von Bebauungsplänen BVerwG, 

Beschluss vom 18.07.1989 – 4 N 3/87). 

 

Infolge der nunmehr erkannten Unwirksamkeit des Bebauungsplans Nr. 9 in den 

maßgeblichen Änderungsfassungen ist es geboten, ihn förmlich aufzuheben. 

Zwar entfaltet er infolge seiner Unwirksamkeit keinerlei Rechtswirkungen. 

Dennoch ist nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts die 

deklaratorische Aufhebung geboten. 

Erkennt eine Gemeinde, dass ein von ihr aufgestellter Bebauungsplan unwirksam 

ist und die ihm zugemessenen Rechtswirkungen daher nicht entfalten kann, darf 

sie nicht einfach untätig bleiben. Sie muss vielmehr den als unwirksam erkannten 

Bebauungsplan in dem nach dem Baugesetzbuch vorgesehenen Verfahren für 

die Aufstellung von Bebauungsplänen förmlich aufheben. Dies gebietet die 
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Rechtssicherheit. Denn mit dem Erlass und der Verkündung eines 

Bebauungsplans tut der Satzungsgeber der Öffentlichkeit kund, dass die von ihm 

beschlossene Satzung Geltung beansprucht. Leidet die Satzung an einem Fehler, 

so ist dies im Allgemeinen nicht für jedermann erkennbar, an den sich die 

Satzung richtet. Der durch die Normgebung gesetzte Rechtsschein ist deshalb 

durch einen Gegenakt der Normsetzung, d. h. beim fehlerhaften Bebauungsplan 

durch dessen förmliche Aufhebung, zu beseitigen (vgl. BVerwG, Urteil vom 

21.11.1986 – 4 C 22/83). 

 

Die Flächen des Geltungsbereiches liegen in der Kernstadt Bad Driburg, in Flur 19 

und werden wie folgt abgegrenzt: 

 

Im Norden:  Gewässer Hilgenbach 

Im Osten: Gewerbegrundstücke 

Im Süden: Bundesstraße 64 

Im Westen: landwirtschaftliche Flächen, Acker und Grünland sowie eine 

landwirtschaftliche Hofstelle 

 

Durch Aufhebung der Bebauungspläne geht der Geltungsbereich 

planungsrechtlich in den unbeplanten Innenbereich gem. § 34 BauGB über. Um 

auch langfristig eine planerische Steuerung der Entwicklung des Areals zu 

sichern ist die Aufstellung eines neuen Bebauungsplanes in einem separaten 

vorgesehen. Ein entsprechender Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan 

BA10 „Am Siedlerplatz“ wurde bereits gefasst. 

 

 

Bad Driburg, den 31.03.2026 
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